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4. 	 Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für  
das Geschäftsjahr 2015

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Roever Broenner Susat Mazars, Standort Köln, zum Abschluss-
prüfer für das Geschäftsjahr 2015 zu wählen.

5. 	 Beschlussfassung über die Aufhebung des vorhandenen ge- 
nehmigten Kapitals (Genehmigtes Kapital 2014) und die 
Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals, teilweise mit 
der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts (Geneh-
migtes Kapital 2015) sowie über die Änderung der Satzung

	 Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. (3) ein Geneh-
migtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2014), das den Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats ursprünglich ermächtigte, bis 
zum 8. Juli 2019 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder 
mehrmals um bis zu insgesamt EUR 1.500.000,00 durch ein- oder 
mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 1.500.000 neuen, auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sach-
einlage zu erhöhen. Von dieser Ermächtigung ist im Jahr 2015 in 
Höhe von EUR 300.000,00 Gebrauch gemacht worden, so dass 
die Ermächtigung, das Grundkapital zu erhöhen, noch in Höhe von 
EUR 1.200.000,00 fortbesteht.

	 Aufgrund der teilweisen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2014 und um es der Gesellschaft zu ermöglichen, flexibel zu re-
agieren, soll das vorstehend beschriebene genehmigte Kapital 
aufgehoben werden und ein neues Genehmigtes Kapital (Geneh-
migtes Kapital 2015) geschaffen werden.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu 
fassen:

	 a) 	 Das Genehmigte Kapital 2014 in § 4 Abs. (3) der Satzung wird, 
soweit im Zeitpunkt der Aufhebung noch nicht ausgenutzt, mit 
Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend 
bestimmten neuen Genehmigten Kapitals 2015 in das Han-
delsregister aufgehoben.

	 b)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 30.  Juni 2020 das Grundkapital der Ge-
sellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 
EUR 1.650.000,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von 
insgesamt bis zu 1.650.000 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Ge-
nehmigtes Kapital 2015).

		  Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewäh-
ren. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den fol-
genden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen:

	 	 • 	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

	 	 •  	 wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und 
der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausge-
schlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 
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Einladung zur Hauptversammlung

Hiermit laden wir unsere Aktionäre zur 
ordentlichen Hauptversammlung ein, 

die

am Mittwoch, den 1. Juli 2015, um 11.00 Uhr,

im Fraunhofer-Institut 
für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik 

UMSICHT, Gebäude D, 
Osterfelder Straße 3, D-46047 Oberhausen,

stattfindet.

Tagesordnung der Hauptversammlung

1. 	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des Lagebe-
richts sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäfts-
jahr 2014

	 Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresab-
schluss gebilligt und damit festgestellt. Entsprechend den gesetz-
lichen Bestimmungen ist zu diesem Tagesordnungspunkt keine 
Beschlussfassung vorgesehen.

	 Die vorgenannten Unterlagen können in den Geschäftsräumen 
am Sitz der Gesellschaft, Lindnerstraße 98, 46149 Oberhausen, 
und im Internet unter http://www.nanofocus.de unter „Investor 
Relations“ in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ eingesehen 
werden. Auf Verlangen erhält jeder Aktionär unverzüglich ein kos
tenloses Exemplar der oben angegebenen Unterlagen. Ferner 
werden die Unterlagen in der Hauptversammlung zugänglich sein 
und näher erläutert werden.

2. 	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des  
Vorstands für das Geschäftsjahr 2014

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2014 Entlastung zu erteilen. 

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des  
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2014

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2014 Entlastung zu erteilen. 
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Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Ge-
nehmigten Kapital 2015 oder nach Ablauf der Ermächtigungs-
frist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem 
Genehmigten Kapital 2015 anzupassen.

	 c) 	 § 4 Abs. (3) der Satzung wird insgesamt wie folgt neu gefasst:

	 „(3)	 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 30. Juni 2020 das Grundkapital der Ge-
sellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 
EUR 1.650.000,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe 
von insgesamt bis zu 1.650.000 neuen, auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage 
zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2015).

			   Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu ge-
währen. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
in den folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschlie-
ßen:

	 	    • 		 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;

	 	    • 		 wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt 
und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugs-
recht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende 
anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % bezogen so-
wohl auf den Zeitpunkt dieser Beschlussfassung als 
auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 
vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits in den Handel einbezogen Aktien gleicher 
Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festle-
gung des endgültigen Ausgabebetrags durch den 
Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 
(1) und (2), 186 Abs. (3) Satz 4 AktG unterschreitet; 
bei der Berechnung der 10%-Grenze ist der anteilige 
Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue 
oder zurückerworbene Aktien entfällt, die seit dem  
1. Juli 2015 unter vereinfachtem Bezugsrechtsaus-
schluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. (3) Satz 4  
AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Im 
Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei 
Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissions-
mittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissi-
onsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren 
von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb 
anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten 
zu zahlen ist;

	 	     • 		 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbe-
sondere zur Gewährung von Aktien zum Zweck des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen;

	 	    • 		 wenn die Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft 
und/oder Arbeitnehmern eines mit der Gesellschaft 
verbundenen Unternehmens im Sinne von § 15 AktG 

des Grundkapitals 10 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt  
dieser Beschlussfassung als auch zum Zeitpunkt der Aus-
gabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht 
übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 
Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogenen Aktien  
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Fest-
legung des endgültigen Ausgabebetrags durch den Vor- 
stand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs.(1) und (2), 
186 Abs. (3) Satz 4 AktG unterschreitet; bei der Berech-
nung der 10%-Grenze ist der anteilige Betrag am Grundka-
pital abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene Ak-
tien entfällt, die seit dem 1. Juli 2015 unter vereinfachtem 
Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 
Abs. (3) Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden 
sind. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag 
bei Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissions-
mittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissions-
mittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der 
Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, 
der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist;

	 	 • 	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere 
zur Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen;

	 	 • 	 wenn die Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft und/oder 
Arbeitnehmern eines mit der Gesellschaft verbundenen 
Unternehmens im Sinne von § 15 AktG zum Erwerb an-
geboten oder auf sie übertragen werden. Die neuen Ak-
tien können dabei auch an ein geeignetes Kreditinstitut 
ausgegeben werden, das die Aktien mit der Verpflichtung 
übernimmt, sie ausschließlich an die hiernach begünstig- 
ten Personen weiterzugeben. Die Anzahl der so unter  
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien darf 
2% des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar we-
der im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung;

	 	 • 	 soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläu-
bigern der von der Gesellschaft oder ihren Konzernge-
sellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit 
Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Be-
zugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, 
wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wand-
lungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. Wand-
lungspflicht zustünde.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung 
von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2015 
festzulegen. Der Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, 
dass die neuen Aktien gemäß § 186 Absatz 5 AktG von 
einem Kreditinstitut oder nach § 53 Abs. (1) Satz 1 oder § 53b  
Abs. (1) Satz 1 oder Abs. (7) KWG tätigen Unternehmen mit 
der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktio-
nären zum Bezug anzubieten. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, 
die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser 
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6. 	 Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur Aus- 
gabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
und zum Ausschluss des Bezugsrechts nebst gleichzeitiger 
Schaffung eines neuen bedingten Kapitals (Bedingtes Ka-
pital 2015), die Aufhebung der bestehenden (restlichen) 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen, die teilweise Aufhebung des beste-
henden Bedingten Kapitals 2012/I und entsprechende Sat-
zungsänderung

Dem Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversammlung 
vom 11. Juli 2012 die Ermächtigung erteilt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 10. Juli 2017, einmalig oder mehrmalig auf 
den Inhaber lautende Wandelschuldverschreibungen und/oder  
Optionsschuldverschreibungen (zusammen Schuldverschreibun- 
gen) mit oder ohne Laufzeitbeschränkung im Gesamtnennbe-
trag von bis zu EUR 5.000.000,00 zu begeben und den Inhabern 
bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte (auch mit Wandlungspflicht) für auf den Inhaber 
lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Be-
trag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 1.000.000,00 
nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedin-
gungen zu gewähren (die Ermächtigung 2012). Zur Bedienung 
der Schuldverschreibungen wurde ein Bedingtes Kapital 2012/I  
in Höhe von bis zu EUR 1.000.000,00 (§ 4 Abs. (4) der Satzung 
der Gesellschaft) beschlossen.

Unter teilweiser Ausnutzung dieser Ermächtigung hat der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats am 31. Januar /  
4. März 2014 beschlossen, die Ermächtigung 2012 auszunutzen 
und eine unbesicherte Wandelanleihe, eingeteilt in 1.350 Teil- 
schuldverschreibungen im Nennbetrag von je EUR 1.000,00 (je-
weils eine Teilschuldverschreibung) mit einem Gesamtbetrag von 
EUR 1.350.000,00 sowie einer Laufzeit bis zum 6. Februar 2019 
und einer jährlichen Festverzinsung in Höhe von fünf Prozent 
sowie dem Recht der Anleihegläubiger auf Wandelung in bis 
zu 300.000 Aktien der Gesellschaft zu begeben (die Wandelan-
leihe 2014/2019). Damit ist die von der Hauptversammlung am 
11. Juli 2012 erteilte Ermächtigung nicht mehr flexibel nutzbar. 
Insbesondere ist die Möglichkeit für einen vereinfachten Bezugs-
rechtsausschluss ausgeschöpft. Vorstand und Aufsichtsrat halten 
es vor diesem Hintergrund für zweckmäßig, die bestehende Er-
mächtigung 2012 sowie das bestehende Bedingte Kapital 2012/I 
in dem Umfang, in dem sie noch nicht ausgenutzt wurden, auf-
zuheben und durch eine neue Ermächtigung sowie ein neues 
bedingtes Kapital zu ersetzen.

Angesichts des Umstands, dass die Ermächtigung 2012 insoweit 
aufgehoben werden soll, wie von ihr nicht Gebrauch gemacht 
wurde, und ab diesem Zeitpunkt unter dieser Ermächtigung so-
mit keine weiteren Schuldverschreibungen ausgegeben werden 
können, muss das bestehende Bedingte Kapital 2012/I zur Ab- 
sicherung der Wandlungsrechte der am 31. Januar 2014 ausge- 
gebenen Wandelanleihe 2014/2019 nur zu einem Betrag von-  
EUR 300.000,00 vorgehalten werden. Das Bedingte Kapital 
2012/I kann damit im Umfang von EUR 700.000,00 aufgehoben 
und die Satzung entsprechend angepasst werden.

zum Erwerb angeboten oder auf sie übertragen 
werden. Die neuen Aktien können dabei auch an ein 
geeignetes Kreditinstitut ausgegeben werden, das 
die Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie aus-
schließlich an die hiernach begünstigten Personen 
weiterzugeben. Die Anzahl der so unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien darf 2% 
des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar 
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

	 	     • 		 soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. 
Gläubigern der von der Gesellschaft oder ihren Kon-
zerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschrei-
bungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. 
-pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 
Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung 
ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach  
Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zu-
stünde.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten 
Kapital 2015 festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt zu 
bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Absatz 
5 AktG von einem Kreditinstitut oder nach § 53 Abs. (1) 
Satz 1 oder § 53b Abs. (1) Satz 1 oder Abs. (7) KWG  
tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernom-
men werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzu-
bieten. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 
Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung 
der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten 
Kapital 2015 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 
entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus 
dem Genehmigten Kapital 2015 anzupassen.“

	 d)	 Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. a) beschlossene 
Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2014 
gemeinsam mit der unter lit. b) beschlossenen Schaffung 
des neuen Genehmigten Kapital 2015 und der unter lit. c) 
beschlossenen Satzungsänderung zur Eintragung in das Han-
delsregister anzumelden. Die Anmeldung hat so zu erfolgen, 
dass zunächst die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2014 
eingetragen werden soll und im unmittelbaren Anschluss da-
ran die beschlossene Schaffung des neuen Genehmigten 
Kapitals 2015 mit der beschlossenen Satzungsänderung ins 
Handelsregister eingetragen werden soll.
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			   Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen 
werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere 
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber berechtigen, 
nach Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Options-
bedingungen auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
Gesellschaft zu beziehen. Die Laufzeit des Optionsrechts 
darf die Laufzeit der Optionsschuldverschreibung nicht 
überschreiten. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass 
Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen 
werden.

			   § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

		  (3) 	Wandlungspflicht

			   Die Wandelanleihebedingungen können auch eine Wand-
lungspflicht zum Ende der Laufzeit (oder zu einem frühe-
ren Zeitpunkt) vorsehen. Der anteilige Betrag am Grund-
kapital der bei Wandlung auszugebenden Aktien darf den 
Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht überschrei-
ten. Die Gesellschaft kann in den Anleihebedingungen 
berechtigt werden, eine etwaige Differenz zwischen dem 
Nennbetrag der Wandelschuldverschreibung und dem 
Produkt aus Wandlungspreis und Umtauschverhältnis 
ganz oder teilweise in bar auszugleichen.

			   § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

		  (4) 	Ersetzungsbefugnis

			   Die Anleihebedingungen von Wandel- bzw. Optionsan-
leihen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, den 
Gläubigern der Schuldverschreibung ganz oder teilweise 
anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der 
Gesellschaft zu gewähren. Die Aktien werden jeweils mit 
einem Wert angerechnet, der nach näherer Maßgabe der 
Anleihebedingungen dem auf volle Cents aufgerundeten 
arithmetischen Mittelwert der Schlussauktionspreise von 
Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft im Xetra-
Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems 
getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) 
an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten zehn 
Handelstagen vor der Erklärung der Wandlung bzw.  
Optionsausübung entspricht.

			   Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können 
jeweils festlegen, dass im Falle der Wandlung bzw.  
Optionsausübung auch eigene Aktien der Gesellschaft ge-
währt werden können. Ferner kann vorgesehen werden, 
dass die Gesellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsbe-
rechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern 
den Gegenwert in Geld zahlt. Der Gegenwert je Aktie ent-
spricht nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen 
dem auf volle Cents aufgerundeten arithmetischen Mittel-
wert der Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Aus-
stattung der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem 
an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wert-

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu 
fassen:

	 a) 	 Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugs-
rechts

		  (1)	Allgemeines

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 30. Juni 2020 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals 
auf den Inhaber lautende Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen (zusammen „Schuldverschrei- 
bungen“) mit oder ohne Laufzeitbeschränkung im Ge-
samtnennbetrag von bis zu EUR 12.250.000,00 zu be-
geben und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldver-
schreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch mit 
Wandlungspflicht) für auf den Inhaber lautende Stück-
aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 
Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 1.225.000,00 
nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihe-
bedingungen zu gewähren.

Die Schuldverschreibungen können auch durch ein unter 
der Leitung der Gesellschaft stehendes Konzernunter-
nehmen („Konzernunternehmen“) ausgegeben werden; 
in einem solchen Falle wird der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die 
Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen 
und den Inhabern der Schuldverschreibungen Wandlungs- 
bzw. Optionsrechte (auch mit Wandlungspflicht) für auf 
den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu ge-
währen.

Die Anleiheemissionen werden in Teilschuldverschrei-
bungen eingeteilt.

		  (2)	Wandelschuldverschreibungen und Optionsschuldver-
schreibungen

			   Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen 
erhalten die Inhaber das Recht, ihre Teilschuldverschrei-
bungen nach näherer Maßgabe der vom Vorstand fest-
zulegenden Wandelanleihebedingungen in neue, auf 
den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu 
wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der 
Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung 
durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den 
Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. Liegt der 
Ausgabebetrag einer Teilschuldverschreibung unter deren 
Nennbetrag, so ergibt sich das Wandlungsverhältnis durch 
Division des Ausgabebetrags der Teilschuldverschreibung 
durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue, 
auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. Das 
Wandlungsverhältnis kann auf ein ganzzahliges Verhältnis 
auf- oder abgerundet werden; ferner kann gegebenenfalls 
eine in bar zu leistende Zuzahlung festgesetzt werden. Im 
Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusam-
mengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden.
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sind grundsätzlich den Aktionären der Gesellschaft zum 
Bezug anzubieten. Die Schuldverschreibungen können 
auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten („mittelbares Bezugsrecht“). Wer-
den Schuldverschreibungen von einem Konzernunterneh-
men ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung 
des gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre der Ge-
sellschaft sicherzustellen.

			   Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf 
Schuldverschreibungen auszuschließen, sofern sie gegen 
Barzahlung ausgegeben werden und der Vorstand nach 
pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass 
der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathema-
tischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert 
der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschrei-
tet. Dies gilt jedoch nur für Schuldverschreibungen mit 
einem Wandlungs- und/oder Optionsrecht oder einer 
Wandlungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von bis zu zehn Prozent des zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert ge-
ringer ist – der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung 
vorhandenen Grundkapitals. Auf diese Höchstgrenze von 
zehn Prozent des Grundkapitals ist der anteilige Betrag 
des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt 
oder auf den sich Wandlungs- und/oder Optionsrechte 
bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die 
seit Erteilung dieser Ermächtigung unter Bezugsrechts-
ausschluss aufgrund einer Ermächtigung des Vorstands 
zum Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer bzw. sinn-
gemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-
gegeben oder die als erworbene eigene Aktien während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung in anderer Weise als 
über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
veräußert worden sind.

			   Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhält-
nisses ergeben, auszuschließen und das Bezugsrecht mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats auch insoweit auszuschlie-
ßen, als dies erforderlich ist, um den Inhabern von Wand-
lungs- bzw. Optionsrechten auf auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft ein Bezugsrecht in dem Um-
fang gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung 
ihrer Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. der Erfüllung 
ihrer Wandlungspflichten zustehen würde.

		  (8) 	Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

			   Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 
Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere 
den Zinssatz und die Art der Verzinsung, den Ausgabekurs 
und die Laufzeit, die Stückelung, Verwässerungsschutz-

papierbörse an den letzten zehn Handelstagen vor der Er-
klärung der Wandlung bzw. Optionsausübung.

		  (5) 	Wandlungs- bzw. Optionspreis

			   Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis 
muss mindestens 80 Prozent des arithmetischen Mittel-
werts der Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Aus-
stattung der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem 
an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional  
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wert-
papierbörse an den letzten zehn Handelstagen vor dem 
Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die 
Ausgabe der Schuldverschreibungen oder – für den Fall 
der Einräumung eines unmittelbaren Bezugsrechts – min-
destens 80 Prozent des arithmetischen Mittelwerts der 
Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Ausstattung 
der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem an die 
Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional vergleich-
baren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapier-
börse während der Bezugsfrist mit Ausnahme der Tage 
der Bezugsfrist, die erforderlich sind, damit der Wand-
lungs- bzw. Optionspreis gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG 
fristgerecht bekannt gemacht werden kann, betragen.

			   § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

		  (6) 	Verwässerungsschutz

			   Erhöht die Gesellschaft während der Wandlungs- oder 
Optionsfrist ihr Grundkapital unter Einräumung eines Be-
zugsrechts an ihre Aktionäre oder begibt weitere Wandel- 
oder Optionsschuldverschreibungen bzw. gewährt oder 
garantiert Wandlungs- und/oder Optionsrechte und räumt 
den Inhabern schon bestehender Wandlungs- und/oder 
Optionsrechte hierfür kein Bezugsrecht ein, wie es ihnen 
nach Ausübung des Wandlungs- und/oder Optionsrechts 
bzw. der Erfüllung ihrer Wandlungspflichten als Aktionär 
zustehen würde, oder wird durch eine Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht, so wird 
über die Wandelanleihe- bzw. Optionsbedingungen sicher-
gestellt, dass der wirtschaftliche Wert der bestehenden 
Wandlungs- bzw. Optionsrechte unberührt bleibt, indem 
die Wandlungs- oder Optionsrechte wertwahrend ange-
passt werden, soweit die Anpassung nicht bereits durch 
Gesetz zwingend geregelt ist. Dies gilt entsprechend für 
den Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer Kapital-
maßnahmen, von Umstrukturierungen, einer Kontroller-
langung durch Dritte, einer außerordentlichen Dividende 
oder anderer vergleichbarer Maßnahmen, die zu einer 
Verwässerung des Werts der Aktien führen können.

			   § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

		  (7) 	Bezugsrecht und Bezugsrechtausschluss

			   Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu, 
d.h. die Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
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ligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt 
erhöht (Bedingtes Kapital 2012/I). Die bedingte Kapita-
lerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie (i) die 
Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungsrechten oder 
Optionsscheinen, die gemäß den von der Gesellschaft 
oder von unter der Leitung der Gesellschaft stehenden 
Konzernunternehmen aufgrund des Ermächtigungsbe-
schlusses der Hauptversammlung vom 11. Juli 2012 bis 
zum 10. Juli 2017 ausgegebenen Wandel- und/oder Op-
tionsschuldverschreibungen bestehen bzw. diesen bei-
gefügt sind, von ihren Wandlungs- bzw. Optionsrechten 
Gebrauch machen oder (ii) die zur Wandlung verpflich-
teten Inhaber bzw. Gläubiger der von der Gesellschaft 
oder von unter der Leitung der Gesellschaft stehenden 
Konzernunternehmen aufgrund des Ermächtigungs-
beschlusses der Hauptversammlung vom 11. Juli 2012 
bis zum 10. Juli 2017 ausgegebenen Wandelschuldver-
schreibungen ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen, in den 
Fällen (i) und (ii) jeweils soweit nicht eigene Aktien zur 
Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen 
Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend 
bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu be-
stimmenden Wandlungs- bzw. Optionspreis. Die neuen 
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie durch die Ausübung von Wandlungs- bzw. Op-
tionsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungs-
pflichten ausgegeben werden, am Gewinn teil. Der 
Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der be-
dingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

		  „(5)	 […]“

		  „(6)	 Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 
1.225.000,00 durch Ausgabe von bis zu 1.225.000 neu-
en, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem 
anteiligen Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,00 
bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2015). Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie  
(i) die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungsrechten oder 
Optionsscheinen, die gemäß den von der Gesellschaft 
oder von unter der Leitung der Gesellschaft stehenden 
Konzernunternehmen aufgrund des Ermächtigungs-
beschlusses der Hauptversammlung vom 1. Juli 2015  
bis zum 30. Juni 2020 ausgegebenen Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen bestehen bzw. diesen 
beigefügt sind, von ihren Wandlungs- bzw. Optionsrechten 
Gebrauch machen oder (ii) die zur Wandlung verpflich-
teten Inhaber bzw. Gläubiger der von der Gesellschaft 
oder von unter der Leitung der Gesellschaft stehenden 
Konzernunternehmen aufgrund des Ermächtigungs-
beschlusses der Hauptversammlung vom 1. Juli 2015  
bis zum 30. Juni 2020 ausgegebenen Wandelschuldver-
schreibungen ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen, in den 
Fällen (i) und (ii) jeweils soweit nicht eigene Aktien zur 
Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen 
Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend 
bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu be-

bestimmungen, den Wandlungs- bzw. Optionszeitraum 
sowie den Wandlungs- bzw. Optionspreis festzusetzen 
bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die Schuld-
verschreibungen begebenden Konzernunternehmen fest-
zulegen.

	 b) 	Schaffung eines Bedingten Kapitals 2015

		  Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 
1.225.000,00 durch Ausgabe von bis zu 1.225.000 neuen, 
auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem anteiligen 
Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2015). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 
der Gewährung von Aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger 
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die 
gemäß vorstehender Ermächtigung begeben werden. Die 
bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, 
wie von Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch gemacht 
wird oder Wandlungspflichten aus solchen Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen erfüllt werden und soweit 
nicht eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Die 
Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der 
vorstehenden Ermächtigung jeweils zu bestimmenden Op-
tions- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom 
Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung 
von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung 
von Wandlungspflichten ausgegeben werden, am Gewinn 
teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der be-
dingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

	 c) 	Aufhebung der nicht ausgenutzten Ermächtigung vom  
11. Juli 2012 und teilweise Aufhebung des Bedingten Kapi- 
tals 2012/I

		  Die Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen vom 11. Juli 2012 
wird, soweit sie nicht durch die Begebung von Wandelschuld-
verschreibungen vom 31. Januar / 4. März 2014 ausgenutzt 
worden ist, mit Eintragung der unter Tagesordnungspunkt 6 d) 
vorgeschlagenen Satzungsänderung aufgehoben. Das durch 
Beschluss der Hauptversammlung vom 11. Juli 2012 geschaf-
fene Bedingte Kapital 2012/I in Höhe von EUR 1.000.000,00 
gemäß § 4 Abs. (4) der Satzung der Gesellschaft wird mit 
Eintragung der unter Tagesordnungspunkt 6 d) vorgeschla-
genen Satzungsänderung soweit aufgehoben, dass das Be-
dingte Kapital 2012/I nur noch in Höhe eines Teilbetrags von  
EUR 300.000,00 besteht.

	 d) 	Satzungsänderung

		  Der Absatz (4) des § 4 der Satzung der Gesellschaft wird wie 
folgt neu gefasst und § 4 der Satzung der Gesellschaft wird 
um einen neuen Absatz (6) ergänzt:

		  „(4)	 Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 
300.000,00 durch Ausgabe von bis zu 300.000 neuen, 
auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem antei-
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Berichte an die Hauptversammlung

Bericht an die Hauptversammlung zur Ausnutzung des Geneh-
migten Kapitals 2014

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 9. Juli 2014 wurde 
der Vorstand ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft einma-
lig oder mehrfach um bis zu insgesamt EUR 1.500.000,00 durch 
Ausgabe von bis zu 1.500.000 neuen, auf den Inhaber lautende 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2014). Der Vorstand wurde dabei ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei 
Kapitalerhöhungen auszuschließen, wenn die Kapitalerhöhung ge-
gen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die das 
Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige 
Betrag des Grundkapitals 10 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt 
dieser Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 9. Juli 2014 
als auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen 
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Ak-
tien den Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogenen Aktien 
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des 
endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im 
Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschrei-
tet; bei der Berechnung der 10%-Grenze war der anteilige Betrag 
am Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene 
Aktien entfällt, die seit dem 9. Juli 2014 unter vereinfachtem Be-
zugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Im Sinne dieser 
Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Ak-
tien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung 
des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von 
der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der 
Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist. Der Vorstand 
wurde ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die wei-
teren Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem 
genehmigten Kapital festzulegen.

Das Genehmigte Kapital 2014 ist mit Eintragung im Handelsregister 
der Gesellschaft vom 21. August 2014 wirksam geworden. 

Am 22. April 2015 hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-
rats beschlossen, das Genehmigte Kapital 2014 teilweise auszunut-
zen und das Grundkapital der Gesellschaft unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre gegen Bareinlage von EUR 3.000.000,00 
um bis zu EUR 300.000,00 auf bis zu EUR 3.300.000,00 durch Aus-
gabe von bis zu 300.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückak-
tien mit Gewinnbezugsrecht ab 1. Januar 2014 zu erhöhen (die „Ka-
pitalerhöhung 2014“). Die Kapitalerhöhung wurde im Umfang von 
EUR 300.000,00 durchgeführt. Dies entspricht einer Erhöhung des 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und zugleich im Zeitpunkt der 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2014 bestehenden Grundka-
pitals der Gesellschaft von 10 %.

Die Kapitalerhöhung 2014 ist am 7. Mai 2015 mit Eintragung ihrer 
Durchführung im Handelsregister der Gesellschaft wirksam gewor-
den. Hierdurch hat sich das Grundkapital der Gesellschaft durch 
Ausgabe von insgesamt 300.000 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien auf EUR 3.300.000,00 erhöht. 

stimmenden Wandlungs- bzw. Optionspreis. Die neuen 
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie durch die Ausübung von Wandlungs- bzw. Op-
tionsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungs-
pflichten ausgegeben werden, am Gewinn teil. Der 
Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der be-
dingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

	 e) 	Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister, Ermächti-
gung des Aufsichtsrats zur Fassungsänderung

		  Der Vorstand wird angewiesen, die unter vorstehendem lit. c) 
und lit. d) dieses Tagesordnungspunktes 6 beschlossene teil-
weise Aufhebung des in § 4 Abs. (4) der Satzung enthaltenen 
Bedingten Kapitals 2012/I und das neue Bedingte Kapital 2015 
gemäß vorstehendem lit. b) und lit. d) dieses Tagesordnungs-
punktes 6 mit der Maßgabe zur Eintragung in das Handels-
register anzumelden, dass zunächst die teilweise Aufhebung 
des Bedingten Kapitals 2012/I eingetragen wird, dies jedoch 
nur dann, wenn unmittelbar anschließend die Eintragung des 
Bedingten Kapitals 2015 erfolgt.

		  Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4 Abs. (1),  
§ 4 Abs. (4) und § 4 Abs. (6) der Satzung entsprechend der 
jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle 
sonstigen damit in Zusammenhang stehende Anpassungen 
der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. 
Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Er-
mächtigung zur Ausgabe von Wandel- oder Optionsanleihen 
nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle der 
Nichtausnutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf der Fris- 
ten für die Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungspflichten.
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niger marktnahen Konditionen als eine bezugsrechtsfreie Ausgabe 
der neuen Aktien. 

Durch das Berücksichtigen der entsprechenden Vorgaben des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG für den Bezugsrechtsausschluss im Rahmen der 
Kapitalerhöhung 2014, nämlich die Preisfestsetzung nahe am aktu-
ellen Börsenkurs und den auf maximal 10 % des bisherigen Grund-
kapitals beschränkten Umfangs der unter Bezugsrechtsausschluss 
ausgegebenen Aktien, wurden andererseits auch die Interessen 
der vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre angemessen ge-
wahrt. Denn mit Blick auf den Börsenhandel hatten die Aktionäre 
hierdurch grundsätzlich die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung an 
der Gesellschaft über einen Zukauf über die Börse zu vergleichbaren 
Bedingungen aufrechtzuerhalten. Durch die Ausgabe der neuen 
Aktien nahe am aktuellen Börsenkurs wurde ferner sichergestellt, 
dass mit der Kapitalerhöhung keine nennenswerte wirtschaftliche 
Verwässerung der Aktionäre verbunden war. 

Aus den vorstehenden Erwägungen war der im Rahmen der Kapi-
talerhöhung 2014 unter Beachtung der Vorgaben des Genehmigten 
Kapitals 2014 vorgenommene Bezugsrechtsausschluss insgesamt 
angemessen und sachlich gerechtfertigt. Weiterhin wurden die In-
teressen der übrigen Aktionäre nicht unangemessen beeinträchtigt. 

Schriftlicher Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung 
gemäß §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 Abs. 1, 2 AktG zu Punkt 5 der 
Tagesordnung

Der Vorstand hat zu Punkt 5 der Tagesordnung gem. §§ 186 Abs. 4 
Satz 2, 203 Abs. 1, 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Grün-
de für den Ausschluss des Bezugsrechts erstattet. Der Bericht liegt 
von der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräu-
men am Sitz der Gesellschaft, Lindnerstraße 98, 46149 Oberhausen, 
und während der Hauptversammlung zur Einsicht der Aktionäre aus. 
Er ist außerdem im Internet unter http://www.nanofocus.de unter 
„Investor Relations“ in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zu-
gänglich. Auf Verlangen erteilt die Gesellschaft den Aktionären un-
verzüglich kostenfrei Abschriften des Berichts.

Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:

Unter Tagesordnungspunkt 5 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat die 
Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2015 vor.

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. (3) ein Genehmig- 
tes Kapital (Genehmigtes Kapital 2014), das den Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats ursprünglich ermächtigte, bis zum  
8. Juli 2019 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehr-
mals um bis zu insgesamt EUR 1.500.000,00 durch ein- oder mehr-
malige Ausgabe von insgesamt bis zu 1.500.000 neuen, auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu 
erhöhen. Von dieser Ermächtigung ist im Jahr 2015 in Höhe von EUR 
300.000,00 Gebrauch gemacht worden, so dass die Ermächtigung, 
das Grundkapital zu erhöhen, noch in Höhe von EUR 1.200.000,00 
fortbesteht.

Aufgrund der teilweisen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2014  

Die neuen Aktien aus der Kapitalerhöhung 2014 wurden von der Ge-
sellschaft zu einem Ausgabepreis von EUR 3,20 je Aktie ausgege-
ben. Die Gesellschaft hat hierdurch einen Brutto-Emissionserlös (vor 
Kosten der Kapitalerhöhung) von EUR 960.000,00 erzielt.

Bei der Preisfestsetzung wurden die Preisvorgaben entsprechend  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG eingehalten. Danach darf der Ausgabepreis 
für die neuen Aktien den Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft 
nicht wesentlich unterschreiten. Der festgelegte Bezugspreis in 
Höhe von EUR 3,20 unterschritt nur unwesentlich den durchschnitt-
lichen Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogenen Aktien 
vor der Beschlussfassung des Vorstands über die Kapitalerhöhung.

Die Kapitalerhöhung 2014 erfolgte zur Sicherstellung der weiteren 
Finanzierung der von der Gesellschaft verfolgten Wachstumsstrate-
gie. 

Eine Aufnahme von Fremdkapital erschien demgegenüber zum Zeit-
punkt der Durchführung der Kapitalerhöhung 2014 durch die Aus-
nutzung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2014 bei pflicht-
gemäßer Ermessensausübung nach Ansicht des Vorstands als nicht 
vorteilhaft. 

Nach eingehender Prüfung und Beratung hat sich der Vorstand da-
her mit Zustimmung des Aufsichtsrats zum Gebrauch der von der 
Hauptversammlung erteilten Ermächtigung im Genehmigten Kapital 
2014 entschieden. 

Mit dem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Ka-
pitalerhöhung 2014 hat die Gesellschaft von der im Beschluss der 
Hauptversammlung vom 9. Juli 2014 eingeräumten Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. 

Der Bezugsrechtsausschluss erlaubte es der Gesellschaft, die aus 
Sicht der Verwaltung zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2014 günstige Marktsituation 
für eine solche Kapitalmaßnahme kurzfristig auszunutzen und durch 
marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Emissionserlös 
erzielen zu können. Eine Kapitalerhöhung unter Einräumung eines 
Bezugsrechts an die Aktionäre wäre demgegenüber aufgrund der 
mit dem öffentlichen Angebot verbundenen Verpflichtung zur Veröf-
fentlichung eines Wertpapierprospekts nicht nur mit einem erheb-
lichen höheren Kostenaufwand für die Gesellschaft verbunden ge-
wesen, sondern wäre auch nur mit einem sehr großen zeitlichen 
Vorlauf möglich gewesen. 

Die bei Einräumung eines Bezugsrechts erforderliche mindestens 
zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) hätte eine kurz-
fristige Reaktion auf die aktuellen Marktverhältnisse weiter nicht zu-
gelassen. Hinzu kommt, dass bei Einräumung eines Bezugsrechts 
der endgültige Bezugspreis spätestens drei Tage vor Ablauf der Be-
zugsfrist bekannt zu geben ist (§ 186 Abs. 2 Satz 2 AktG). Wegen 
des längeren Zeitraums zwischen Preisfestsetzung und Abwicklung 
der Kapitalerhöhung und der Volatilität der Aktienmärkte besteht so-
mit ein höheres Markt- und insbesondere Kursänderungsrisiko als 
bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Dies macht bei der Preis-
festsetzung in der Regel einen höheren Sicherheitsabschlag auf den 
aktuellen Börsenkurs erforderlich und führt daher regelmäßig zu we-
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ternehmen ausgeschlossen werden. Im Falle des Erwerbs von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-
men, müssen diese im Rahmen des Unternehmensgegenstands 
der Gesellschaft liegen. Diese Ermächtigung soll den Vorstand ins-
besondere in die Lage versetzen, ohne Beanspruchung der Börse 
eigene Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um in geeig-
neten Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen 
an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände gegen 
Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. Der 
Erwerb eines Unternehmens oder einer Unternehmensbeteiligung 
erfordert in der Regel eine rasche Entscheidung. Durch die vorge-
sehene Ermächtigung wird dem Vorstand die Möglichkeit gegeben, 
bei entsprechend sich bietenden Gelegenheiten zur Akquisition 
rasch und flexibel auf vorteilhafte Angebote reagieren zu können. 
Dasselbe gilt im Hinblick auf die Einbringung von Forderungen oder 
anderen Wirtschaftsgütern. Es kommt bei einem Bezugsrechtsaus-
schluss zwar zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote 
und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. 
Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unterneh-
men oder sonstigen Vermögensgegenständen gegen Gewährung 
von Aktien nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und die 
Aktionäre verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar. Konkrete Er-
werbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 
werden soll, bestehen zurzeit nicht.

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, wenn die Aktien 
Arbeitnehmern der Gesellschaft und/oder Arbeitnehmern eines mit 
der Gesellschaft verbundenen Unternehmens zum Erwerb ange-
boten werden sollen. Hierdurch können Aktien als Vergütungsbe-
standteil für Arbeitnehmer der Gesellschaft und/oder Arbeitnehmer 
eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens eingesetzt 
werden. Der vorgeschlagene Umfang des genehmigten Kapitals 
zur Ausgabe von Belegschaftsaktien von maximal 2% des Grund-
kapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens und im Zeitpunkt der 
Ausübung der Ermächtigung steht nach Auffassung des Vorstands 
in einem angemessenen Verhältnis zu der Anzahl der Mitarbeiter 
und der Geschäftstätigkeit des Unternehmens und rechtfertigt sich 
durch die Vorteile einer noch engeren Bindung der Mitarbeiter an 
die Gesellschaft. Ziel ist es, die Identifikation der Mitarbeiter mit der 
Gesellschaft nachhaltig zu stärken und ihre Motivation zu fördern, 
indem sie auch als Aktionäre am langfristigen Unternehmenserfolg 
beteiligt werden. Die Ausgabe von Belegschaftsaktien ist hierzu ein 
geeignetes Mittel. Zur Vereinfachung des Ausgabeverfahrens soll 
es neben einer unmittelbaren Ausgabe der neuen Aktien an die 
berechtigten Mitarbeiter auch möglich sein, dass die neuen Aktien 
von einem Kreditinstitut oder einem nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 
gleichgestellten Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie ausschließlich zur Gewährung von Aktien an den ge-
nannten Personenkreis zu verwenden. Derzeit besteht kein Beleg-
schaftsprogramm.

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten 
der Inhaber der von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesell-
schaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder 
Wandlungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, im Falle einer 
Ausnutzung dieser Ermächtigung den Options- bzw. Wandlungs-

und um es der Gesellschaft zu ermöglichen, flexibel zu reagieren, 
soll das vorstehend beschriebene genehmigte Kapital aufgehoben 
werden und ein neues Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 
2015) geschaffen werden.

Durch die Beschlüsse unter Tagesordnungspunkt 5 wird die beste-
hende, bereits teilweise in Anspruch genommene Ermächtigung zur 
Erhöhung des Grundkapitals aufgehoben und durch eine neue fünf-
jährige Ermächtigung ersetzt. Mit der vorgeschlagenen Ermächti-
gung wird der Vorstand in die Lage versetzt, künftig im Rahmen des 
genehmigten Kapitals die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft 
den geschäftlichen und rechtlichen Erfordernissen anzupassen. 

Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird den Aktionären 
grundsätzlich ein Bezugsrecht gewährt. Das Bezugsrecht kann je-
doch vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats in folgenden 
Fällen ausgeschlossen werden:

Das Bezugsrecht kann für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden, 
die nicht gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden können. 
Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbe-
trags würden die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und 
die Ausübung des Bezugsrechts insbesondere bei der Kapitalerhö-
hung um runde Beträge erheblich erschwert. Die als freie Spitzen 
vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien 
werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der Vorstand 
wird jedoch versuchen, die Entstehung von Spitzenbeträgen bei den 
Bezugsrechten zu vermeiden.

Darüber hinaus ist ein Bezugsrechtsausschluss möglich für einen 
anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu 10 %, bezogen sowohl 
auf das zum Zeitpunkt dieser Beschlussfassung als auch auf das zum 
Zeitpunkt der Ausgabe vorhandene Grundkapital, um die neuen Ak-
tien zu einem Betrag auszugeben, der den Börsenpreis der bereits 
in den Handel einbezogenen Aktien nicht wesentlich unterschreitet,  
wobei nicht wesentlich eine Unterschreitung des durchschnittlichen 
Schlusskurses der letzten zehn Börsentage um bis zu 5 % ist. Diese 
auf § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG gegründete Ermächtigung erlaubt 
die rasche Durchführung einer Barkapitalerhöhung zu einem den 
aktuellen Marktbedingungen möglichst nahe kommenden Ausgabe-
betrag. Bei der Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den 
Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach 
dem Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen 
möglich ist. Durch die Ausgabe der Aktien in enger Anlehnung an 
den Börsenpreis werden auch die Belange der Aktionäre gewahrt. 
Denn aufgrund des Umstands, dass die Platzierung ohne gesetz-
liche Bezugsfrist unmittelbar nach Festsetzung des Ausgabebetrags 
erfolgen kann, muss bei der Festsetzung nicht das Kursänderungs-
risiko für den Zeitraum einer Bezugsfrist berücksichtigt werden. Die 
Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquo-
te durch Kauf von NanoFocus Aktien über die Börse aufrecht zu er-
halten, während der Gesellschaft im Interesse der Aktionäre weitere 
Handlungsspielräume eröffnet werden, um kurzfristig günstige Bör-
sensituationen auszunutzen.

Weiter kann das Bezugsrecht vom Vorstand bei einer Kapitalerhöh- 
ung gegen Sacheinlagen insbesondere zum Zwecke des Erwerbs 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Un-
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schuldverschreibungen (zusammen Schuldverschreibungen) mit 
oder ohne Laufzeitbeschränkung im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 5.000.000,00 zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern 
von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch 
mit Wandlungspflicht) für auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von ins-
gesamt bis zu EUR 1.000.000,00 nach näherer Maßgabe der Wan-
del- bzw. Optionsanleihebedingungen zu gewähren (die Ermächti-
gung 2012). Zur Bedienung der Schuldverschreibungen wurde ein 
Bedingtes Kapital 2012/I in Höhe von bis zu EUR 1.000.000,00  
(§ 4 Abs. (4) der Satzung der Gesellschaft) beschlossen.

Unter teilweiser Ausnutzung dieser Ermächtigung hat der Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats am 31. Januar / 4. März 2014 
beschlossen, die Ermächtigung 2012 auszunutzen und eine unbesi-
cherte Wandelanleihe, eingeteilt in 1.350 Teilschuldverschreibungen 
im Nennbetrag von je EUR 1.000,00 (jeweils eine Teilschuldverschrei-
bung) mit einem Gesamtbetrag von EUR 1.350.000 sowie einer 
Laufzeit bis zum 6. Februar 2019 und einer jährlichen Festverzinsung 
in Höhe von fünf Prozent sowie dem Recht der Anleihegläubiger auf 
Wandelung in bis zu 300.000 Aktien der Gesellschaft zu begeben 
(die Wandelanleihe 2014/2019). Damit ist die von der Hauptver-
sammlung am 11. Juli 2012 erteilte Ermächtigung nicht mehr flexibel 
nutzbar. Insbesondere ist die Möglichkeit für einen vereinfachten 
Bezugsrechtsausschluss ausgeschöpft. Vorstand und Aufsichtsrat 
halten es vor diesem Hintergrund für zweckmäßig, die bestehende 
Ermächtigung 2012 sowie das bestehende Bedingte Kapital 2012/I 
in dem Umfang, in dem sie noch nicht ausgenutzt wurden, aufzuhe-
ben und durch eine neue Ermächtigung sowie ein neues bedingtes 
Kapital zu ersetzen.

Angesichts des Umstands, dass die Ermächtigung 2012 insoweit 
aufgehoben werden soll, wie von ihr nicht Gebrauch gemacht wur-
de, und ab diesem Zeitpunkt unter dieser Ermächtigung somit kei-
ne weiteren Schuldverschreibungen ausgegeben werden können, 
muss das bestehende Bedingte Kapital 2012/I zur Absicherung der 
Wandlungsrechte der am 31. Januar 2014 ausgegebenen Wandel-
anleihe 2014/2019 nur zu einem Betrag von EUR 300.000,00 vorge-
halten werden. Das Bedingte Kapital 2012/I kann damit im Umfang 
von EUR 700.000,00 aufgehoben und die Satzung entsprechend 
angepasst werden.

Wir schlagen der Hauptversammlung daher die Schaffung einer neu-
en Ermächtigung und eines neuen Bedingten Kapitals zur Ausgabe 
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (zusammen 
„Schuldverschreibungen“) vor. Die Begebung von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instru-
mente) kann zusätzlich zu den klassischen Möglichkeiten der Fremd- 
und Eigenkapitalaufnahme die Möglichkeit bieten, je nach Marktlage 
attraktive Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen. Der 
Rahmen soll auf einen Gesamtnennbetrag der Schuldverschrei-
bungen von maximal EUR 12.250.000,00 und eine Berechtigung 
zum Bezug von bis zu maximal 1.225.000 auf den Inhaber lautende 
Stückaktien der Gesellschaft begrenzt werden.

Die Emission von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
ermöglicht die Aufnahme von Fremdkapital zu attraktiven Kondi- 
tionen, das bei Fälligkeit unter Umständen in Eigenkapital umgewan-

preis nicht entsprechend den sogenannten Verwässerungsklauseln 
der Options- bzw. Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen. 
Vielmehr soll auch den Inhabern der Schuldverschreibungen mit 
Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht in 
dem Umfang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach Aus-
übung des Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der 
Options- oder Wandlungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächti-
gung erhält der Vorstand die Möglichkeit, bei der Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2015 unter sorgfältiger Abwägung der In-
teressen zwischen beiden Alternativen zu wählen. Bei Abwägung 
aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den 
Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den auf-
gezeigten Gründen auch unter Berücksichtigung des zulasten der 
Aktionäre eintretenden Verwässerungseffektes für sachlich gerecht-
fertigt und für angemessen.

Der Vorstand wird im Einzelfall besonders sorgfältig prüfen, ob der 
Einsatz der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss notwendig 
und für die Gesellschaft von Vorteil ist, bevor er die Zustimmung des 
Aufsichtsrats hierfür einholt.

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2015 berichten.

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 6 
der Tagesordnung über den Bezugsrechtsausschluss bei der 
Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 
Satz 4 und Abs. 4 Satz 2 AktG

Der Vorstand erstattet den nachfolgenden Bericht an die Haupt-
versammlung zu Tagesordnungspunkt 6 gemäß § 221 Abs. 4 Satz 
2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2 
AktG über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, das Be-
zugsrecht der Aktionäre bei Ausnutzung der Ermächtigung auszu-
schließen. Dieser Bericht liegt vom Tag der Bekanntmachung der 
Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der 
Gesellschaft, Lindnerstraße 98, 46149 Oberhausen, und während 
der Hauptversammlung zur Einsicht der Aktionäre aus. Er ist außer- 
dem im Internet unter http://www.nanofocus.de unter „Investor  
Relations“ in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zugänglich. Auf 
Verlangen erteilt die Gesellschaft den Aktionären unverzüglich kos- 
tenfrei Abschriften des Berichts.

Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:

Unter Tagesordnungspunkt 6 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat 
vor, die bestehende Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibungen sowie das entsprechende be-
dingte Kapital (bedingtes Kapital 2012/I) teilweise aufzuheben und 
eine neue Ermächtigung und ein neues bedingtes Kapital (Bedingtes 
Kapital 2015) zu schaffen.

Dem Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversammlung vom 
11. Juli 2012 die Ermächtigung erteilt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 10. Juli 2017, einmalig oder mehrmalig auf den 
Inhaber lautende Wandelschuldverschreibungen und/oder Options-
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licht werden. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität 
an den Aktienmärkten besteht damit ein Marktrisiko über mehre-
re Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der 
Anleihekonditionen und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. 
Auch ist bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewiss-
heit über seine Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten ge-
fährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 

Indem der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen nicht wesent-
lich unter ihrem nach anerkannten finanzmathematischen Metho-
den ermittelten rechnerischen Marktwert festgelegt wird, soll dem 
Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer Verwässerung ihres 
Anteilsbesitzes Rechnung getragen werden. Bei einem solchen 
Ausgabepreis der Schuldverschreibungen hätte nämlich das Bezugs-
recht einen Wert von nahe null. So ist der Schutz der Aktionäre vor 
einer wirtschaftlichen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes gewährlei-
stet und den Aktionären entsteht kein wesentlicher wirtschaftlicher 
Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss. Aktionäre, die ihren 
Anteil am Grundkapital der Gesellschaft aufrechterhalten möchten, 
können dies durch einen Zukauf über den Markt zu annähernd glei-
chen Konditionen erreichen. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen. Solche 
Spitzenbeträge können sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissi-
onsvolumens und der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhält-
nisses ergeben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträ-
ge erleichtert in diesen Fällen die Abwicklung der Kapitalmaßnahme. 
Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spit-
zen werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonsti-
ger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Durch die 
Beschränkung auf Spitzenbeträge erleiden die Aktionäre keine nen-
nenswerte Verwässerung. 

Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
um den Inhabern oder Gläubigern von Wandlungs- und/oder Opti-
onsrechten oder auch von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 
Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang 
einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte oder nach Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen 
würde. Dadurch wird eine wirtschaftliche Schlechterstellung der In-
haber/Gläubiger von Wandlungs- und/oder Optionsrechten (auch mit 
Wandlungspflicht) vermieden; ihnen wird ein Verwässerungsschutz 
gewährt, der der Kapitalmarktpraxis entspricht, die Platzierung der 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibung erleichtert und der 
Gesellschaft einen höheren Mittelzufluss ermöglicht, weil der Wand-
lungs- bzw. Optionspreis in diesen Fällen nicht ermäßigt oder ein an-
derweitiger Verwässerungsschutz gewährt zu werden braucht. Die 
Belastung der bisherigen Aktionäre erschöpft sich darin, dass den 
Inhabern/Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrechten (auch 
mit Wandlungspflicht) ein Bezugsrecht gewährt wird, das ihnen oh-
nehin zustünde, wenn sie ihre Wandlungs- und/oder Optionsrechte 
bereits ausgeübt oder ihre Pflicht zur Wandlung bereits erfüllt hät-
ten. In der Abwägung der Vor- und Nachteile erscheint der Bezugs-
rechtsausschluss in diesem Fall daher sachgerecht. 

delt wird und so der Gesellschaft erhalten werden kann. Die ferner 
vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung von Wandel- und/
oder Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu begründen, erwei- 
tert den Spielraum für die Ausgestaltung dieses Finanzierungs- 
instruments. Die Ermächtigung gibt der Gesellschaft die erforder-
liche Flexibilität, die Schuldverschreibungen selbst oder über unter 
der Leitung der Gesellschaft stehende Konzernunternehmen („Kon-
zernunternehmen“) zu platzieren. Die Ermächtigung legt die Grund-
lagen für die Bestimmung des Wandlungs- bzw. Optionspreises fest. 

Zur Bedienung der Wandlungs- und/oder Optionsrechte aus diesen 
Schuldverschreibungen soll ein entsprechendes bedingtes Kapital 
beschlossen werden. 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Bei 
einer Platzierung über Konzernunternehmen muss die Gesellschaft 
ebenfalls sicherstellen, dass den Aktionären der Gesellschaft das ge-
setzliche Bezugsrecht gewährt wird. Um die Abwicklung zu erleich-
tern, ist die Möglichkeit vorgesehen, die Schuldverschreibungen an 
ein oder mehrere Kreditinstitute mit der Verpflichtung auszugeben, 
den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Be-
zugsrecht zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht insoweit auszuschließen, als sich die 
Ausgabe von Aktien aufgrund von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 
oder Wandlungspflichten auf bis zu zehn Prozent des Grundkapitals 
der Gesellschaft beschränkt. Auf diese Beschränkung auf zehn Pro-
zent des Grundkapitals ist eine anderweitige Ausgabe von Aktien 
gegen Bareinlage oder eine Ausgabe von Wandlungs- und/oder Op-
tionsrechten anzurechnen, soweit diese unter Ausnutzung einer Er-
mächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung erfolgt. 
Anzurechnen ist außerdem das Grundkapital, das auf erworbene  
eigene Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 
Aktionäre in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG veräußert werden. Durch diese Anrechnungen wird sicherge-
stellt, dass keine Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
ausgegeben werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt 
für mehr als zehn Prozent des Grundkapitals das Bezugsrecht der 
Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG durch den Vorstand ausgeschlossen wird. Die-
se weitergehende Beschränkung liegt im Interesse der Aktionäre, 
die bei entsprechenden Kapitalmaßnahmen ihre Beteiligungsquote 
möglichst aufrechterhalten wollen. 

Durch diese Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts erhält 
die Gesellschaft die Flexibilität, günstige Kapitalmarktsituationen 
kurzfristig wahrzunehmen und durch eine marktnahe Festsetzung 
der Konditionen bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zins-
satz und Ausgabepreis der Schuldverschreibung zu erreichen. Maß-
geblich hierfür ist, dass im Gegensatz zu einer Emission von Schuld-
verschreibungen mit Bezugsrecht der Ausgabepreis erst unmittelbar 
vor der Platzierung festgesetzt werden kann, wodurch ein erhöhtes 
Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer Bezugsfrist vermieden 
werden kann. Bei Gewährung eines Bezugsrechts muss dagegen 
der Bezugspreis bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist veröffent-
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Die Erteilung von Vollmachten, die nicht an ein Kreditinstitut oder 
eine Aktionärsvereinigung oder eine andere der in § 135 AktG gleich-
gestellten Institutionen oder Personen erteilt werden, der Widerruf 
dieser Vollmachten und der Nachweis der Bevollmächtigung gegen-
über der Gesellschaft bedürfen dabei der Textform (§ 126b BGB).

Die Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder 
eine der in § 135 AktG gleichgestellten Institutionen oder Personen 
mit der Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, weisen wir 
darauf hin, dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigende Instituti-
on oder Person möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht 
verlangt, weil diese gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar 
festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall 
mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzu-
stimmen.

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet wer-
den kann, befindet sich auf der Rückseite der Eintrittskarte, wel-
che den Aktionären nach der oben beschriebenen form- und frist-
gerechten Anmeldung zugeschickt wird. Dieses steht auch unter  
http://www.nanofocus.de unter „Investor Relations“ in dem Unter-
punkt „Hauptversammlung“ zum Herunterladen zur Verfügung.

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann am Tag der Hauptver-
sammlung durch den Bevollmächtigten am Versammlungsort er-
bracht werden. Ferner kann der Nachweis der Bevollmächtigung der 
Gesellschaft an die nachfolgend genannte Adresse, Telefax-Nummer 
oder E-Mail-Adresse übermittelt werden:

NanoFocus AG 
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0)89 889 690 655
E-Mail: nanofocus@better-orange.de

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benann-
ten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. 
Auch im Falle einer Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft sind eine form- und fristgerechte Anmeldung und 
der Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestim-
mungen erforderlich. 

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, wei-
sungsgemäß abzustimmen. Den Stimmrechtsvertretern der Ge-
sellschaft steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein eigener Er-
messensspielraum zu. Die Beauftragung der Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft zur Widerspruchserklärung sowie der Stellung von 
Anträgen und Fragen ist nicht möglich.

Vor der Hauptversammlung können Vollmacht und Stimmrechts-
weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft z.B. unter 
Verwendung der hierfür vorgesehenen Formulare erteilt werden, die 
die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte erhalten. Dieses steht 
auch unter http://www.nanofocus.de unter „Investor Relations“ in 
dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zum Download zur Verfü-
gung.

In den Anleihebedingungen kann – zur Erhöhung der Flexibilität – 
vorgesehen werden, dass die Gesellschaft einem Wandlungs- bzw. 
Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern 
den Gegenwert in Geld zahlt. Das vorgesehene bedingte Kapital 
dient dazu, die mit den Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen verbundenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte zu bedienen 
oder Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft zu erfüllen, so-
weit dafür nicht eigene Aktien eingesetzt werden. 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts in der Hauptversammlung sind gemäß § 17 der Sat-
zung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesell-
schaft unter nachstehender Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-
Adresse unter Nachweis ihres Aktienbesitzes spätestens bis zum 
Ablauf des 24. Juni 2015 (24.00 Uhr MESZ) in Textform (§ 126b BGB) 
in deutscher oder englischer Sprache anmelden:

NanoFocus AG 
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0)89 889 690 633
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Der Nachweis des Aktienbesitzes muss sich auf den Beginn des 
21. Tages vor der Hauptversammlung, d.h. auf Mittwoch, den  
10. Juni 2015 (00.00 Uhr MESZ), beziehen. Der Nachweis des  
Aktienbesitzes ist durch eine Bestätigung in Textform (§ 126b BGB) 
in deutscher oder englischer Sprache durch das depotführende In-
stitut zu erbringen.

Nach Eingang der Anmeldung sowie des Nachweises ihres Anteils-
besitzes bei der Gesellschaft werden den Aktionären Eintrittskarten 
für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt 
der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig 
für die Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die 
Gesellschaft Sorge zu tragen. Die zugeschickten bzw. am Versamm-
lungsort hinterlegten Eintrittskarten sind lediglich organisatorische 
Hilfsmittel und keine Voraussetzung für die Teilnahme an der Haupt-
versammlung und die Ausübung des Stimmrechts.

Verfahren für die Stimmabgabe/Stimmrechtsvertretung

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch 
durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch ein Kreditinstitut, eine Ak-
tionärsvereinigung oder eine andere Person seiner Wahl ausüben 
lassen. Auch im Fall einer Bevollmächtigung sind eine form- und 
fristgerechte Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Bevoll-
mächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so ist die Gesellschaft 
gemäß § 134 Abs. 3 Satz 2 AktG berechtigt, eine oder mehrere von 
diesen zurückzuweisen.
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Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft, die im Vorfeld der Hauptversammlung erteilt werden, sol-
len aus organisatorischen Gründen spätestens zum Ablauf des  
30. Juni 2015 (24.00 Uhr MESZ) unter der vorstehenden Adresse, 
Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse eingehen. 

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemeldeten und 
in der Hauptversammlung erschienenen Aktionären, Aktionärsver-
tretern bzw. deren Bevollmächtigten an, die Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft auch während der Hauptversammlung mit der wei-
sungsgebundenen Ausübung des Stimmrechts zu bevollmächtigen.

Weitere Informationen zur Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter  
der Gesellschaft stehen den Aktionären unter http://www.nanofocus.de 
unter „Investor Relations“ in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ 
zur Verfügung.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG sowie Wahlvorschläge im 
Sinne des § 127 AktG sind ausschließlich an die folgende Anschrift 
zu richten:

NanoFocus AG 
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
D-81241 München
Telefax: +49 (0)89 / 889 690 666
E-Mail: antraege@better-orange.de

Gegenanträge und Wahlvorschläge gegen die Vorschläge von Vor-
stand und/oder Aufsichtsrat zu den Punkten der Tagesordnung, die 
spätestens zum Ablauf des 16. Juni 2015 (24.00 Uhr MESZ) bei 
der vorstehenden Anschrift eingehen und die die weiteren Voraus-
setzungen für eine Pflicht der Gesellschaft zur Zugänglichmachung 
nach §§ 126, 127 AktG erfüllen, werden einschließlich des Namens 
des Aktionärs, einer Begründung (Wahlvorschläge müssen jedoch 
nicht begründet werden) und einer etwaigen Stellungnahme der 
Verwaltung unter der Internetadresse http://www.nanofocus.de un-
ter „Investor Relations“ in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ 
veröffentlicht. Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berück-
sichtigt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt, wenn 
sie während der Hauptversammlung mündlich gestellt werden. 
Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung 
Gegenanträge und Wahlvorschläge zu den verschiedenen Tagesord-
nungspunkten auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung 
an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.

Oberhausen, im Mai 2015

NanoFocus AG
Der Vorstand

Anfahrt

Fraunhofer UMSICHT liegt außerhalb der Oberhausener Umweltzone und 
ist über die folgenden Anfahrtswege ohne Plakette zu erreichen:

Auto
Von der Autobahn A42 
Aus Dortmund kommend: Ausfahrt Oberhausen-Osterfeld/Neue Mitte; 
am Ende der Ausfahrt weiter geradeaus auf die Osterfelder Straße 
Richtung Neue Mitte bzw Oberhausen-Zentrum/Essen und der Straße fol-
gen; nach ca. 1,5 km (hinter dem Hinweisschild »Fraunhofer UMSICHT«) 
nach links in den Brammenring abbiegen, nach ca. 100 m rechts und dann 
rechts auf das Institutsgelände.
Aus Duisburg kommend: Ausfahrt Oberhausen-Osterfeld/Neue Mitte; 
am Ende der Ausfahrt rechts in die Osterfelder Straße Richtung Neue 
Mitte bzw. Oberhausen-Zentrum/Essen einbiegen und der Straße fol-
gen; weiter s.o.

Von der Autobahn A40 
Aus Dortmund kommend: Ausfahrt Mülheim-Dümpten; am Ende der 
Ausfahrt rechts, an der nächsten Kreuzung links auf die Mellinghofer 
Straße; an deren Ende links in die Essener Straße. Nächste große 
Kreuzung rechts in die Osterfelder Straße; vor der folgenden Ampel 
rechts in den Brammenring abbiegen, weiter s.o.
Aus Duisburg kommend: Ausfahrt Mülheim-Dümpten; am Ende der 
Ausfahrt links, an der nächsten Kreuzung links auf die Mellinghofer 
Straße; weiter s.o.

Bahn
Ab Oberhausen Hauptbahnhof zu Fraunhofer UMSICHT mit den Buslinien 
185 (Richtung Essen Borbeck Bf.), 957 (Richtung Sterkrade Bf.) oder 958 
(Richtung Oberhausen Spechtstraße) bis zur Haltestelle »UMSICHT«.

Flugzeug und Bahn/Auto
Ab Flughafen Düsseldorf von »Terminal A/B/C« mit dem Sky Train bis 
»Düsseldorf Flughafen Bf.«, hier mit dem RE (Regionalexpress) bis 
Oberhausen Hbf, weiter: siehe Bahn. Oder mit dem Auto vom Flughafen 
Düsseldorf auf die Autobahn A44 bis zum Kreuz Düsseldorf-Nord; weiter 
auf der A52 Richtung Essen/Oberhausen; am Autobahnkreuz Breitscheid 
weiter auf der A3 Richtung Oberhausen bis zum Kreuz Oberhausen-West;
dort auf die A42 bis zur Abfahrt Oberhausen-Osterfeld/Neue Mitte; wei-
ter: siehe Auto.
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